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Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 250 Mai 4966 durch

Senatspräsident d-' “Prof° Dr„ B o g s
7 — Vorsitzender —

Bundesrichter Dr° L a n g k e i t und

‚Bundesrichter Dr„ K r e b s ?
Bundessozialrichter F e y ' und

Bundessozialrichter D r e w 5

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 42° März

4964, das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom

273 Oktober 1959 sowie die Anordnung des beklagten

Obervorsioherungsamts vom 140 Mai 4957 aufgehoben°

Kosten sind nicht zu erstatteno
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Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob die klagende Innungs-

krankenkasse (IKK) berechtigt ist, bei der Gewährung von
Zuschüssen für größere Heilmittel und für Hilfsmittel gegen

Verunstaltung und Verkrüppelung sowie für die Instandsetzung
dvdieser Heil— und Hilfsmittel für diejenigen Mitglieder‚ denen

kein anderer Kostenträger einen Zuschuß zahlt‚ einen höheren
Betrag festzusetzen als für die Mitglieder, die einen solchen

Zuschuß erhalten„

Die Klagerin hat am 60 September 4955 durch einen zweiten

Nachtrag zur Kassensatzung den 5 48 Abs° 4 ihrer Satzung

geändert und im folgende Fassung gegeben;

"a) Zu den Kosten für größere Heilmittel wird ein
Zuschuß in Höhe von 55 4/5 v H der Kosten„
mindestens aber der Höchstbetrag für kleinere
Heilmittel9 höchstens aber 450‚—— DM gewährte
kenn kein anderer Kostenträger einen Zuschuß zahlt9
übernimmt die Kasse 66 2/5 v H der Kosten?
höchstens jedoch 500,-— DM *
Zu den Kosten für Hilfsmittel gegen Verunstaltung
und Verkrüppelung, die nach beendetem Heilverfahren
notwendig sind? um die Arbeitsfähigkeit des Mit“
gliedes wiederherzustellen oder zu erhalten? wird
ein Zuschuß von 55 4/5 v„H° der Kosten, mindestens
aber der Höchstbetrag für kleinere Heilmittel9
höchstens aber 4509-— DM gewährt Wenn kein anderer
Kostenträger einen Zuschuß zahlt, dann übernimmt
die Kasse 66 2/3 v H der Kosten? höchstens
jedoch 300„-— DM '

b) Zu den Instandsetzungskosten von Hilfs— und größeren
Heil:.xitteln gewährt die Kasse einen Zuschuß in Höhe
von 3; 4/5 v H der Kosten? höchstens jedoch

400,—— DM() Wenn kein anderer Kostenträger einen
Zuschuß zahlt, so übernimmt die Kasse 66 2/5 v„Ho
der Kosten? höchstens jedoch 2009——DMO"

V
Diese Fassung wurde am 47„ November 4955 durch das beklagte

Oberversicherungsamt (OVA) genehmigt„ Mit Anordnung vom
44° Mai 4957 gab das OVA jedoch der Klägerin nach 5 526

Abs„ 4 der Reichsversicherungsordnung (RVG) auf? durch

Beschluß der Vertreterversammlung bis zum 500 Juni 4957

bei € 48 Abs° 4 Buchst° a, b und c der Satzung idF des
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2„ Nachtrages vom 60 September 4955 jeweils den zweiten

Satz mit dem Wortlaut ”Wenn kein anderer Kostenträger einen

Zuschuß zahlt, übernimmt die Kasse 66 2/5 VOHOder Kosten?
höchstens jedoch 500,—— DM", bzw„ bei aaO "höchstens jedoch

200,-- DM" aufzuheben° Zur Begründung führte es aus, eine
solche Bestimmung verletze den Grundsatz der gleichmäßigen

Behandlung aller Kassenmitglieder, weil einem Teil der

Versicherten bei gleichem Sachverhalt ein höherer An5pruch

auf Kassenleistungen eingeräumt werde; der Kassenzuschuß

dürfe für alle Versicherten nur einheitlich festgesetzt

werden°

Die Klägerin hat gegen diese Anordnung Klage erhoben mit

dem Antrag, die Anordnung aufzuheben und festzustellen?

daß diese zu Unrecht ergangen sei°

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil

von 27° Oktober 4959)„ Das Landessozialgericht (LSG) hat

mit Urteil vom 42° März 4964 die Berufung der Klägerin
zurückgewiesen° Zur Begründung seiner Entscheidung hat es

ausgeführt: Die auf 53 524, 526 Abs„ 4 RVOberuhende
Aufsichtsanordnung sei rechtmäßig, weil der beanstandete
% 48 Abs„ 4 der Satzung der Klägerin idF des 2„ Nachtrages
vom 60 September 4955 mit dem geltenden Recht nicht

vereinbar sei° Diese Bestimmung verstoße gegen den in der

sozialen Krankenversicherung geltenden Grundsatz der

gleichmäßigen Behandlung der Versicherten„ Wie die Regel-

leistungen seien auch die Mehrleistungen grundsätzlich

allen Versicherten in gleichem Maße einzuräumen‚ sofern

nicht das Gesetz eine Ausnahme zulasseo Eine solche Aus—

nahmeregelung sei für den vorliegenden Fall nicht gegebene

Der einzelne Versiche■e stehe der Krankenkasse nicht

beziehungslos gegenüber, sondern sei Glied der Versicher—

tengemeinschaft ihrer Kasse° Auf Grund dieser besonderen

Rechtsbeziehungen habe die Kasse unter Beachtung des

Grundsatzes der gleichmäßigen Behandlung aller Mitglieder
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ihre Leistungen Zu gewähreno Sie dürfe sich bei der Bemessung

der Leistungen nicht von Gesichtspunkten leiten lassen? die

außerhalb ihrer Rechtsbeziehungen zu den einzelnen Versicher—

ten liegen° Im Recht der sozialen Krankenversicherung gelte

.nämlich auch der Grundsatz, daß gleichen Beiträgen‚ die sich

nnach dem Grundlohn richteten, gleiche Leistungen gegenüber—
Ezustehen hätten‚ wobei dahinstehen könne, ob dieser Grund—

satz ohne weiteres für die Familienhilfe zutreffe° Dieser

Grundsatz werde durch die beanstandete Satzungsbestimmung

verletzte In der von dem beklagten OVA gerügten Satzungsbe—
stimmung liege nichts anderes als eine Anrechnung von Zu—

schüssen anderer Versicherungsträger auf die Leistungen der
Klägerin„ Zwar sei die Anrechnung verschiedener Versicherungs-

leistungen dem Sozialversicherungsrecht nicht fremd (5% 489
Abs° 2, 4278 ff RVO)„ Aus derartigen Ausnahmebestimmungen
könne jedoch nicht der allgemeine Rechtsgedanke hergeleitet

werden, daß im Verhältnis der Versicherungszweige zueinander

die Anrechnung von Leistungen schlechthin statthaft sei

‚Oder — negativ ausgedrückt — Doppelleistungen unzulässig

seieno '

_Die betreffende Satzungsbestimmung könne aber auch aus einem
anderen Grund keinen Bestand haben„ Der in ihr benutzte Be—

griff "Kostenträger" sei in Bezug auf die von ihm erfaßten

Tatbestände zu wenig abgegrenzt‚ als daß er für eine Satzung‚

die zur Sicherstellung der gleichmaßigen Behandlung der

Kassenmitglieder eindeutige Begriffe verlange‚ verwendet werden

könne„ Nach ihrem Vorbringen verstehe die Klägerin unter

"Kostenträger" wohl in erster Linie oder möglicherweise

ausschließlich die Rentenversicherungsträger° Damit sei aber

der Begriff "Kostenträger" noch nicht ausgeschöpft„ Unter

"Kostenträger" könnten zB alle öffentlich-rechtlichen Ver=

sicherungsträger9 privatrechtliche Versicherungsgesellschaften„

Bund‚ Länder? Kommunen und - im weitesten Sinne — auch

Frivatpersonen verstanden werden„ Ein so weit auslegungs-

fähiger Begriff, der eine willkürliche Handhabung der be—

treffenden Satzungsbestimmung nicht ausschließe, sei aber
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für eine Satzung ungeeigneto.

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Die Klägerin hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt und

beantragt,
_ ‚

unter Aufhebung des Urteils des LSG Nordrhein?
Westfalen vom 12“ März 1964 und unter Aufhebung
des Urteils des SG Duisburg vom 270 Oktober 4959
nach dem Klageantrag zu erkennen„

Zur Begründung hat die Klägerin ausgeführtz Der in Arte } des

Grundgesetzes (GG) verankerte Gleichheitsgrundsatz sei durch

die umstrittene Satzungsbestimmung nicht verletzt„ Die

unterschie lichen persönlichen und sachlichen Merkmale

ihrer Versicherten berechtige die Klägerin, diese in zwei

Gruppen aufzuteilen, und zwar in solche? die nur von der

Krankenkasse einen Zuschuß erhalten könnén? und in solche‚

denen noch ein Zuschuß von einem anderen Kostenträger (zB

einem Rentenversicherungsträger) gezahlt werde° Es könne

weder als willkürlich noch als sachwidrig angesehen werden?

wenn die Klägerin bei der Gewährung von Mehrleistungen

Zuschüsse ZB der Rentenversicherungsträger berücksichtigt

wissen wolle° Die vorgesehene Regelung sei durch soziale

Erwägungen durchaus begründet°

Das beklagte OVA beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist begründete

Nach 5 187 Nro 5 RVG kann die Satzung einer Krankenkasse

Hilfsmittel gegen Verunstaltung und Verkrüppelung zubilligenv

die nach beendetem Heilverfahren nötig sind, um die Arbeits—

fahigkcit herzustellen oder zu erhaltene Gemäß5 495 Abs„ 2
RVG kann die Satzung der Krankenkasse bei der Krankenpflege

noch andere als kleinere Heilmittel oder einen Zuschuß hier—

für zubilligen° Ein Zuschuß zu den Instandsetzungskosten

_ 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—6-

dieser Heil— und Hilfsmittel ist zwar im Gesetz nicht aus—
drücklich vorgesehen; dies ist aber als selbstverständlich

anzusehen, da diese ein Weniger gegenüber einer Neuanschaffung

bedeuten° Im Gegensatz zu den Regelleistungen der Kranken—

kassen (Krankenhilfe7 Wochenhilfe‚ Sterbegeld und Familien—

hilfe) beruhen diese Leistungen nicht auf dem Gesetz9 sondern

werden durch die Satzungen der Krankenkassen geregelt„ Die

Einführung dieser sogo Mehrleistungen (% 179 Abs„ 5 EVO)

ist somit grundsätzlich in das freie Ermessen der Kassen

gestellt (Peters9 Handbuch der Krankenversicherung‚ Teil II?

46° Aufl„ 40 Nachtr° zu 5 479 Anm„ 4, s„ 47/227)°

Für das Gebiet der ehemaligen britischen Zone ergibt sich

eine Besonderheit° Hier bestimmte die Sozialversicherungs—

anordnung (SVA) Nr„ 50 vom 50 Dezember 1947 (ArbBl° brit„
Zone4947, 425) zu 55 482Abs„ 4 Nr„ 49 5 487Nr° 5 und
@495 Abs° 4 und 2 EVO;

"Zu größeren Heil— und
Hilfsmitteln

wird ein
Zuschuß gewährt‚ der mindestens dem Betrage
entspricht, der als Höchstbetrag für kleinere
Hilfsmittel festgesetzt ist„"

Durch diese Regelung in der SVA Nr° 509 die heute noch gül—

tig ist (Vgl„ BSG 22, 409‚ 410)„ wurde der Zuschuß bis zu
dem genannten Höchstbetrag als Regelleistung festgesetzt

auf den ein Rechtsanspruch besteht° Einer Satzungsvorschrift

bedarf es insoweit nicht mehr? es sei denn, die Kasse billigt

einen noch höheren Betrag zu (Peters9 aaO, 5„ Nachtr° zu

5 195 Anm° 2 80 47/464)„

An diese Vorschrift hat sich die Klägerin auch gehalteno Als

Zuschuß zu den Hilfsmitteln und größeren Heilmitteln wird

ein Beitrag von 55 4/5 VOH° der Kosten() "mindestens aber

der Höchstbetrag für kleinere Heilmittel" gewährt„ und zwar

für alle Mitglieder„ Es hätte auch im Ermessen der IKK

gestanden9 durch die Satzung für éll£ Mitglieder einen Zu—
schuß von 66 2/5 VOH„ der Kosten festzusetzen„ Da sie dieses

jedoch nur für diejenigen Personen bestimmt hat? denen

_ 7 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7-

"kein anderer Kostenträger" einen Zuschuß zahlt, ist zu
prüfen, ob dadurch der sozialversicherungsrechtliche Grund—

satz der Gleichbehandlung der Mitglieder oder der allge—

meine Gleichheitsgrundsatz der Verfassung (Art° 5 Abs, 1 GG)

verletzt werden ist° Dies ist im Gegensatz zu der Meinung

des LSG nicht der Fall,

Das Reichsversicherungsamt (BVA) hat in ständiger Recht—
sprechung ausgeführt, für das Krankenversicherungsrecht

sei der Grundsatz der Gleichberechtigung und Gleichbehand—
lung aller Kassenmitglieder allgemein maßgebend und zwin-

gende Norm (vgl° RVA GE 205? vom 170 April 1915, AN 1915,

595; GE 2588 vom 100 Juni 1920, AN 1920, 579; GE 514? vom

8, September 1957, AN 1957, 551), Dieser Grundsatz war
besonders dann bedeutsam, wenn es um die Einführung be—

stimmter Mehrleistungen ging, Diese durften zwar von all—
gemein gültigen Bedingungen oder Einschränkungen abhängig

gemacht werden, die bei jedem Kässenmitglied eintreten

konnten (ZB Zahl der Kinder bei der Feststellung von Mehr-

leistungen in der Familienhilfe, vgl° GE 5147, aaO; Zeihe,

ZfS 1962, 268), durften jedoch nicht auf einen Teil der
Kassenmitglieder beschränkt werden (vgl„ GE 2588, aaO),

Nach dem Inkrafttreten des GG wurde die Festsetzung von

Mehrleistungen entweder unter dem Gesicht5punkt der sozial-
Versicherungsrechtlichen Gleichbehandlung der Kassenmit-
glieder (Bayero LSG, Breith, 1956, 2555 SG München, BKK 1955,

Sp, 4485 vgl„ auch das Urteil des Berufungsgerichts, Breith°

1964, 1020} oder unter Heranziehung des verfassungsmäßigen

Gleichheitssutzes in Art, 5 GG (Bayer, LSG, Breitho 19617

510; LSG Hamburg, Breith„ 19609 959) geprüft, Inhaltliche
Unterschiede zwischen diesen beiden Grundsätzen sind nicht

ersichtlich, Der Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung der

Kassenmitglieder ist dahingehend umschrieben werden, daß

die Versicherungstrüger "keine willkürlichen Differenzierun—

gen, sei es im begünstigenden, sei es im benachteiligenden

Sinne, vornehmen dürfen"; Willkür in diesem Sinne liege
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aber stets dann vor? wenn sich ein sachgerechter Grund für

die verschiedene Behandlung nicht erkennen lasse (BSG 9‚ 252,

256)° Damit deckt sich dieser Grundsatz mit dem Gleichheits—
grundsatz des Art„ 5 Abs„ 4 GG, dessen Inhalt vom Bundes—

verfassungsgericht (BVerfG) in derselben Weise umschrieben
werden ist (BVerfG 4, 264‚ 275 f; 5‚ 455 f; 4, 2497 245)„

Die Träger der Sozialen Krankenversicherung sind ebenso wie

sonstige Verwaltungen auch an den verfassungsmäßigen Gleich»

heitsgrundsatz gebunden (Art? 4 Abs„ 5 GG)„ Der sozialver—=

sieherungsreehtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist somit

nur als besondere Ausprägung des allgemeinen Gleichheits-

grundsatzes anzusehen und entspricht deshalb auch den Prin—

zipien des verfassungsmäßigen Gleichheitssatzes° Ein Verstoß

gegen Arte 5 Abs„ 4 GG ist daher immer zugleich ein Verstoß

gegen den sozialVersieherungsreehtlichen Gleichbehandlungs—

grundsatz, während ein Verstoß gegen letzteren zugleich

einen Verstoß gegen Art„ 5 Abs„ 4 GG bedeuteto Ein solcher

Verstoß liegt jedoch nicht vor° '

Der erkennende Senat hat bereits bezüglich der Anrechnung

des Zusehusses eines Rentenversicherungsträgers auf die

Beihilfe einer Krankenkasse zum Zahnersatz entschieden

(BSG 22, 67), daß die Festlegung einer Eigenleistung der

Krankenkasse bei nicht zugleich rentenversicherten Mitgliedern

auf einen Betrag von 66 2/3 VDH„ des Vertragssatzes‚ bei

zugleich rentenVersicherten Mitgliedern aber auf einen Betrag

von nur 46 2/5 VOHo des Vertragssatzes keinen Verstoß gegen

den Gleichheitssatz und gegen den sozialversieherungsrecht—

lichen Gleiehbehandlungsgrundsatz darstellt; dabei ergab

sich bei einem Zuschuß von 46 2/5 V„H„ unter Berücksichtigung

des Zusehusses der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

eine Leistung von insgesamt 80 VQHQ des Vertragssatzes°

Maßgebend für diese Entscheidung waren folgende Erwägungen:

Es bestand Weder eine vertragliche Verpflichtung

noch ein gesetzliches Gebot für die Krankenkasse‚

den Zusehuß des Rentenversieherungsträgers nicht
anzurechneno
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Eine teilweise Anrechnung trägt dem Umstand des

Mehrfachversichertseins Rechnung9 mildert aber

andererseits im Interesse eines sozialpolitisch

erwünschten Ausgleichs die Unterschiedlichkeit

der für den gleichen Bedarfsfall aus öffentlichen

Mitteln gewährten Leistungen„

Gegenüber diesem Fall weist allerdings der vorliegende

einige Unterschiede auf„

Zunächst wird in der umstrittenen Satzungsbestimmung nicht

von dem Zuschuß eines "Rentenversicherungsträgers"3 sondern

gan■' allgemein vom “Kostenträger” gesprocheno Das Berufungs—

gericht hat diesen Begriff als für eine Satzungsbestimmung

ungeeignet angesehen? da er zu weit auslegungsfähig seio

Wie es aber gleichzeitig festgestellt hat? versteht die
Klägerin darunter wohl in erster Linie oder möglicher—

weise ausschließlich die Rentenversicherungsträgerg Nur

in diesem Sinne muß die Satzungsbestimmung9 die als solche

der Auslegung zugänglich ist‚ ausgelegt werden„ In der '

Tat ist der Zuschuß eines anderen "Kostenträgers" kaum
denkbar° So würden Privatversicherungen oder Privatpersonen

unter diesen Begriff nicht subsumiert werden können? da

sie allenfalls auf Grund privater Beiträge oder aus Gefällig—

keit einspringen würden und somit nicht als "Kbstenträger"

bezeichnet werden könnten„ Soweit aber andere öffentliche

Versicherungsträger, Bund? Länder oder Gemeinden gemeint

sein könnten? würden diese auch nur auf Grund gesetzlicher

Vorschriften tätig werden“ Für diese Gebiete gibt es jedoch

genaue gesetzliche Abgrenzungs« und Erstattungsvorschriften$

die im Falle einer Zuständigkeitskollision für einen ent-

sprechenden Ausgleich sorgen (vgl„ 55 205 44 des Bundes—

versorgungsgesetzes _ BVG _; 5 4554 RVO„ @@5659 4504 EVO;
% 276 des Lastenausglciehsgesetzes — LAG —)„ Da demnach
im Rahmen dieser Satzungsbestimmung unter dem Begriff

"Kostenträger" praktisch nur die Rentenversicherungsträger

oder eventl„ auch andere Behörden? die öffentliche
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Zuschüsse gewähren? nicht aber Privatpersonen oder private
Versicherungen fallen können? ist eine willkürliche Hand—

habung insoweit nicht zu befürchten°

Eine Berücksichtigung solcher Leistungen bei der Festsetzung
der der Klägerin zu gewährenden Zuschüsse ist zulässig°

Ein gesetzliches Verbot für die Anrechnung von Leistungen

der Rentenversicherungsträger besteht nicht„ Wie der Senat

(BSG 229 67, 70) ausgeführt hat? widerspricht der Gedanke

der Anrechnung Von Leistungen eines Versicherungsträgers

auf diejenigen eines anderen Versicherungsträgers nicht dem

Grundgedanken der Sozialversicherung‚ angemessenen Schutz

und angemessene Hilfe für den Einzelnen in den Wechselfallen

des täglichen Lebens zu gewähren (BSG 9, 2529 276); dies

hat im Gesetz wiederholt seinen Niederschlag gefunden {vgl°

zB 5 485 Abso 5‚ 5 489 Abs° 2, 5 4244 Abso }? 55 4278 ff Rvo)„
Auch nach @87 Abs° 5 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung

un Arbeitslosenversicherung (AVAVG) ist die Zeit des Bezuges

von Arbeitslosengeld bei Rentenempfängern — praktisch ge—
sehen — kürzer als bei anderen Arbeitslosen, weil sie wegen

des Rentenbezugs nicht so sehr auf die Leistungen der Ar—

beitslosenversicherung angewiesen sind„ Ausgehend von dem

Gedanken, daß die verschiedenen Versicherungszweige auch

zur Abdeckung verschiedener Risiken geschaffen sind und durch

ihre Verschiedenheit gerade einen umfassenden Schutz ge—
währleisten sollen9 wird man wenigstens dann? wenn Leistungen

verschiedener Versicherungsträger für den gleichen Bedarfs—

fall vorgesehen sind‚ grundsätzlich eine Anrechnung für zu—
lässig halten müssen() Da auch die Rentenversicherungsträger

für ihre Mitglieder Maßnahmen zur Erhaltung() Besserung und

Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit als Regelleistungen

(5% 1236 ff RVO‚ 55 15 ff des Angestelltenversicherungsge-

setzos — AVG -) oder als zusätzliche Leistungen (3 1505 BVD;

% 84 AVG) durchführen können? überschneidet sich insoweit

der Aufgabenbereich der Rentenversicherungsträger mit dem—

jenigen der Krankenversicherungsträger„ Der Gesetzgeber hat
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in diesen Fällen ausdrücklich die Verpflichtung zur Zu—

sammenarbeit zwischen den verschiedenen Zweigen der

Sozialversicherung festgelegt (5 1244 EVO; 5 21 AVG)O Dem
entspricht die Berücksichtigung des Zuschusses des Rentenver—

sicherungsträgers, die im Interesse eines sozialpolitisch

erwünschten Ausgleichs die Unterschiedlichkeit der für den

gleichen Bedarfsfall aus öffentlichen Mitteln gewährten

Leistungen mildert (BBG 22, 67, 70}„

Es kann auch in dieser Regelung kein Verstoß gegen den

Gleichheitsgrundsatz gesehen werden„ Der Gedanke der

Sozialversicherung, einen ausreichenden Schutz gegen das

versicherte Risiko zu schaffen, kommt auch dann noch zur

Geltung, wenn in den genannten Fällen eine teilweise An—

rechnung erfolgt° Die Sozialversicherung beruht nicht wie

die Privatversicherung auf dem Prinzip, daß die Ansprüche

auf Versicherungsleistungen ausschließlich auf Grund

eigener Beitragsleistungen erworben werden„ Die Be—

rücksichtigung von Leistungen eines anderen Ver—

sicherungsträgers trägt dem Gedanken der Einheit der

Sozialversicherung Rechnung„ Sie verstößt weder gegen

den versicherungenäßigen Grundsatz der Gleichbehandlung

der Mitglieder noch gegen den allgemeinen verfässungsmäßigen

Gleichheitssatzo V

Da somit ein Verstoß dieser Satzungsbestimmungen gegen

gesetzliche Vorschriften (5 524 Abs„ 2 EVO) nicht vorliegt,
ist die nach 5 526 RVG ergangene Aufsichtsanordnung
aufzuhe‘oeno

_
/|2_.
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Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 495 des Sozialgerichts—

gesetzes ‘
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